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Rot-grünes Wirtschafts- 
und Finanzchaos 

Die Koalitionsführung mit 
dem Bundeskanzler an der 
sP'tze treibt das Durchein- 
ander in der Finanzpolitik 
auf die Spitze. 

Zuerst wird ein Treffen 
betätigt, demzufolge die Ko- 
al'tion die drohenden Haus- 
haltslücken von 18 Mrd. Euro 
|n diesem und 15 Mrd. Euro 
'm  kommenden Jahr  nicht 

durch zusätzliche Sparan- 
strengungen, sondern durch 
zusätzliche Schulden finan- 

zieren will. Die Zeit der „Zu- 
mutungen" müsse ein Ende 
haben, es sei die Zeit der 
Konjunkturprogramme ge- 
kommen. SPD-Chef Münte- 
fering: „Es ist klar, dass die 
Verschuldung höher ausfal- 
len wird als 

„Folter ist nicht hin- 

nehmbar" Interview 

mit Angela Merkel 

in der „Zeit" 

Seite 8-11 

Dokumentation 

„Projekt Wachstum: 

Wachstumschancen durch 

die EU-Erweiterung" 

von Georg Milbradt 
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Rot-grünes Finanzchaos 

HEUTE AKTUELL 

Dramatische Haushalts- 
lage - Rot-Grün im „Wach- 
schlaf" (S. 4) Projekt 
Wachstum: Wachstums- 
chancen durch die EU-Er- 
weiterung (S. 5) Laurenz 
Meyer: Quittung für Cha- 
os-Politik (S. 6) Europäi- 
sche Verfassungsdiskussi- 
on (S. 7) „Thüringer 
Weg" beschlossen (S. 12) 

Gesprächskreis For- 
schung und Innovation ins 
Leben gerufen (S. 13) 
K.-J. Laumann: Kommuna- 
les Optionsgesetz - ein 
Etikettenschwindel (S. 14- 
15) M. Krogmann: Sig- 
nal für Aufbruch im TKG 
(S. 16) H. Koschyk: Zu- 
wachsraten bei Gewaltta- 
ten unerträglich (S. 16-17) 

G.Nooke: Urheber- 
schutzgesetz war ein Ei- 
gentor (S. 17) D. Auster- 
mann: Finger weg von der 
Eigenheimzulage (S. 17- 
18) P. Götz: Rot-Grün 
verliert letzte Bodenhaf- 
tung (S. 18-19) M. Böh- 
mer: Ja zu mehr Geld für 
Bildung und Forschung - 
Nein zur Finanzierung auf 
Pump (S. 19) 

geplant" (Bild 4.5.2004). 
Kurz darauf heißt es vom 
Bundeskanzler, ganz im 
Gegenteil, der „Konsolidie- 
rungskurs" gehe weiter und 
das Ziel, bis 2010 trotzdem 
3% des BIP in Bildung und 
Forschung zu investieren, 
gelte fort. 

Zum gleichen Zeitpunkt 
beantragt die zuständige 
Ministerin Bulmahn für 
2005 weniger als die Hälfte 
der zusätzlichen Mittel, die 
auf dem Weg zu diesem 3%- 
Ziel notwendig wären - weil 
sie einen größeren Betrag 
ohnehin nicht für durch- 
setzbar hielte, wie aus Ko- 
alitionskreisen verlautet. 

Nur Missverständ- 
nisse? 

Finanzminister Eichel wie- 
derum macht Außenminister 
Fischer für das Durcheinan- 
der verantwortlich: „Es gibt 
immer Missverständnisse, 
wenn ein Außenpolitiker sich 
zu Wirtschafts- oder Finanz- 
fragen äußert". Fazit: Die Re- 
gierung verwirrt sich offen- 
sichtlich selbst am meisten. 

In der Sache bleibt fest- 
zuhalten: 

Das Manöver ist als Ver- 
such zu werten, der rot-grü- 
nen Basis und der Wähler- 
schaft zu signalisieren, es 
ginge in Zukunft auch ohne 
Spar- und Reformanstren- 

gungen voran. Man will Ak- 
tivität und Reaktionsfähig- 
keit auf angebliche neue Si- 
tuationen vortäuschen und 
von den Einschnitten bei 
Rente, Gesundheit und Ar- 
beitslosengeld ablenken. 
• Dabei ändert sich an der 
Substanz der Regierungspo- 

litik wenig: Einen neuen 
Kurswechsel weg von der 
Haushaltskonsolidierung 
kann es schon deswegen 

nicht geben, weil die Bun- 
desregierung den Verschul- 
dungskurs bereits vor über 
zwei Jahren eingeschlagen 

hat. In diesem Jahr wird sie 
die Maastricht-Grenze zum 
dritten Mal hintereinander 

reißen, ein weiterer Nach- 

tragshaushalt droht. 
• Das Ziel, die Investitio- 
nen in Bildung und For- 
schung massiv zu erhöhen, 

ist richtig und notwendig- 
Ihm wird die Bundesregie- 
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Rot-grünes Finanzchaos 

rung aber in den Haushal- 
ten 2003 und 2004 in keiner 
Weise gerecht. Bildungs- 
ausgaben auf Pump sind das 
Gegenteil von nachhaltiger 
Zukunftssicherung. 
• Wirtschaftsminister Cle- 
ment wird nach dem Wech- 
sel im SPD-Vorsitz mit der 
gegen seinen Willen ins Par- 
lament eingebrachten Aus- 
bildungsplatzabgabe und 
der Rücknahme der im VA 
vereinbarten kommunalen 
Trägerschaft beim Arbeits- 
'osengeld II zum dritten Mal 
vom Bundeskanzler und 
vom SPD-Vorsitzenden des- 

avouiert. 
* Das ganze Manöver schä- 
digt erneut das Vertrauen 
der Bürger in die Fähigkeit 

der Politik zu einem verläss- 
lichen, konsistenten Han- 
deln. Damit wird die Bereit- 
schaft zur notwendigen na- 
tionalen Kraftanstrengung 
weiter unterminiert und die 
ohnehin matte Konjunktur- 
belebung zusätzlich ge- 

schwächt. 

Frühjahrsgutachten 

Hinter der Ratlosigkeit 
steht bei der Bundesregie- 
rung vermutlich die bittere 

Kenntnis aus dem Früh- 
Jahrsgutachten der Sachver- 
ständigen: Nach fünfein- 
^a|b Jahren Rot-Grün er- 
ficht Deutschland selbst in 

Phasen der Konjunkturerho- 
lung und unter günstigen 
äußeren Bedingungen kein 
Wachstum über 1,5 % mehr. 
Damit ist klar, dass die 
schweren Verwerfungen auf 
dem Arbeitsmarkt nicht 
gelöst werden können. Die 
Struktur der öffentlichen 
Haushalte führt selbst in 
„guten" Zeiten zu einer 
Neuverschuldung, die jen- 
seits der Maastricht-Stabi- 
litätsgrenze liegt. 

Finanzpolitischer 

Offenbarungseid 

Im Kern wird deutlich: 
Diese Bundesregierung hat 
sich in Wahrheit wirtschafts-, 

beschäftigungs- und finanz- 
politisch aufgegeben. Mit 
den schwachen Konjunktur- 
aussichten trotz eines welt- 
wirtschaftlichen Wachstums 
von 4-5% wird die Standard- 
behauptung des Bundes- 
kanzlers widerlegt, Deutsch- 
land sei Leidtragender ex- 
terner Faktoren. Im Gegen- 
teil, die Politik der Bundes- 
regierung hat offensichtlich 

dazu geführt, dass Deutsch- 
land vom Wachstumszug 
anderer Regionen abgekop- 
pelt wurde. Mit dem unge- 
hemmten Verschuldungs- 
kurs zerstört Rot-Grün dar- 
über hinaus das eigene Ar- 
gument, man mache die Re- 
formen   insbesondere   um 

der zukünftigen Generatio- 
nen willen. 

Der neueste Vorschlag 
von Minister Clement, nun 
auch noch den Sparerfreibe- 
trag zu streichen, steigert 
das Durcheinander weiter. 
Denn dieser Vorschlag bein- 
haltet nichts anderes als ei- 
ne Steuererhöhung. Die Cle- 
ment-Begründung, die Men- 
schen sollten dadurch ge- 
drängt werden, weniger zu 
sparen, ist widersinnig, wenn 
ihnen zugleich gesagt wird, 
sie sollten mehr Eigenver- 
antwortung übernehmen 
und für die Lebensrisiken 
besser Vorsorgen. Sie ist ge- 
radezu zynisch, wenn die 
Bundesregierung erkennbar 
weder die Arbeitslosigkeit 
noch die Finanzlücken in 
den Sozialversicherungen in 
den Griff bekommt und die 
Menschen sich daher zu 
Recht Sorgen um ihre finan- 
zielle und soziale Absiche- 
rung machen. 

In eine ähnliche Richtung 
zielt der Vorstoß von Bun- 
deskanzler Schröder, die Ei- 
genheimzulage ohne gleich- 
zeitige Steuersenkung zu 

streichen. Private Alters-ab- 
sicherung und Investitionen 
in langlebige Güter werden 
gegen die Notwendigkeit 
staatlicher Zukunftsinvesti- 
tionen ausgespielt, weil der 
Regierung die Kraft zu kon- 
sistenten Sparmaßnahmen 
und Strukturreformen fehlt. 
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Aktuelle Stunde im  Bundestag 

Dramatische Haushaltslage 
Rot-Grün im „Wachschlaf" 

Angesichts des drohenden 
Defizits von 18 Milliarden 
Euro in diesem Jahr hat 
CDU-Generalsekretär Lau- 
renz Meyer eine Haus- 
haltssperre gefordert. 

„Sie fahren Deutschland 
sehenden Auges vor die 
Wand und tun so, als sei es 
die normalste Sache der 
Welt", sagte Meyer in einer 
aktuellen Stunde im Bun- 
destag zu der undurchsich- 
tigen Verschuldungspolitik 
von Rot-Grün. Bereits bei 
den Haushaltsberatungen 
im vergangenen Jahr habe 
die Union vor den vielen 
Luftblasen in Eichels Etat 
gewarnt. Statt sich den Tat- 
sachen zu stellen, habe sich 
Rot-Grün jedoch der Rea- 
lität verweigert. Jetzt plat- 
zten die vielen Luftblasen, 
stellte der Generalsekretär 
fest. 

Meyer machte deutlich, 
dass die von Rot-Grün er- 
neut vorgeschlagene Ab- 
schaffung der Eigenheimzu- 
lage gerade nicht geeignet 
sei, die Konjunktur anzukur- 
beln. Vielmehr werde diese 
Maßnahme den Abbau von 
Arbeitsplätzen im Bausek- 
tor weiter beschleunigen. In 
diesem Zusammenhang plä- 

dierte der Generalsekretär 
für einen grundlegenden 
Politikwechsel: Solange 
mehr als 50 Prozent der 
Menschen Angst um ihren 
Arbeitsplatz hätten, würden 
sie nicht konsumieren. Auch 
die Unternehmen würden 
ihre Investitionsentschei- 
dungen zurückstellen und 
auf bessere Zeiten hoffen, 
solange es keine Planungs- 
sicherheit gebe. 

Zuvor hatte Fraktionsvi- 
ze Friedrich Merz die Erklä- 
rungsversuche der Bundes- 

regierung zurückgewiesen, 
bei den Haushaltsproble- 
men handele es sich um ei- 
ne „konjunkturelle Krise". 
Stattdessen gebe es hier zu 
Lande „tiefgreifende struk- 

turelle Probleme auf dem 
Arbeitsmarkt und beim 
Wachstum". Während die 

Weltwirtschaft 2004 um 
4,5 Prozent wachse, errei- 
che Deutschland nicht ein- 
mal die Hälfte dieses Wer- 
tes. Zudem verzeichne 

Deutschland eines der nied- 
rigsten Pro-Kopf-Einkom- 
men in der Europäischen 

Union und liege damit nur 
noch vor Italien, Spanien, 
Portugal und Griechenland. 
Anstatt einem konsequen- 
ten Kurs für mehr Wachs- 

tum und Beschäftigung zu 
folgen, verharre die rot-grü- 

ne Bundesregierung in ei- 
nem fortgesetzten „Wach- 
schlaf, im Dämmerzustand", 
monierte Friedrich Merz. 
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Projekt Wachstum 

Wachstumschancen durch die 
EU-Erweiterung 

Dem Zeitpunkt angemes- 
sen hat die CDU Deutsch- 
lands als erstes der acht 
Wachstumspakete inner- 
halb des „Projektes Wachs- 
tum" ein Positionspapier 
*u „Wachstumschancen 
durch die EU-Erweiterung" 
vorgestellt. 

Mit dem Beitritt der zehn 
neuen Mitgliedsstaaten wer- 
de sich die Europäische Uni- 
°n nachhaltig verändern, be- 
tonte der Autor des Papiers, 
der sächsische Minister- 
Präsident Georg Mildbradt. 
Große Strukturunterschiede 
lrri »Europa der 25" würden 
2u mehr Wettbewerb und 
Konkurrenz dazu führen. Ar- 

beitsintensive Prozesse wür- 
den sich in Länder mit niedri- 
geren Lohnkosten verlagern, 

Prognostizierte das CDU- 
Präsidiumsmitglied. Da diese 
Entwicklung mit dem Fall der 
Grenzen am 1. Mai einen 
neuen Schub erhalte, müsse 
sich Deutschland jetzt ver- 
mehrt auf seine Stärken be- 
sinnen. Konkret nannte Milb- 
radt die Konzentration auf 
Bildung und Forschung, aber 
auch den Dienstleistungs- 
sektor und die Fertigung 

hochwertiger Produkte. 
Die verschärften Wettbe- 

werbsbedingungen könnten 
für den  Standort  Deutsch- 

Georg Milbradt 

land nicht ohne Folgen blei- 
ben, betonte Milbradt. Er 
plädierte für die Lockerung 

des Kündigungsschutzes bei 
Neueinstellungen. Einen 
Wettbewerb um die niedrig- 
sten Löhne in Europa lehnte 
er jedoch ab. Wenn die Pro- 
duktivität hoch sei, könnten 
auch höhere Löhne gezahlt 
werden. Um die Unterneh- 
men zu entlasten, sei eine 
Entkopplung der Finanzie- 
rung der sozialen Sicherungs- 

systeme von den Löhnen 
und Gehältern notwendig. 

Milbradt hob hervor, dass 

es in Deutschlands ureige- 
nem Interesse liege, dass sich 
in den neuen Mitgliedstaa- 
ten eine eigene Wachstums- 
dynamik entwickelt. Nur so 
könnten Wanderungsbewe- 
gungen in die reicheren Län- 
der und dauerhafte Transfer- 
zahlungen aus  Brüssel ver- 

mieden werden. In diesem 
Zusammenhang sprach sich 
Milbradt für „Hilfe zur 
Selbsthilfe" aus. So könnten 
zum Beispiel unterschiedlich 
hohe Steuersätze zu Investi- 
tionen in Osteuropa führen, 
während sie hier zu Lande 
„Anpassungsprozesse positi- 
ver Art" beschleunigten. 

Laurenz Meyer machte 
bei der Vorstellung des Pa- 
piers deutlich, dass für die 
CDU eine Politik für mehr 
Wachstum und Beschäfti- 
gung oberste Priorität habe. 
„Ohne Wachstum kann die 
schleichende Erosion der 
Fundamente des Wohl- 
stands in Deutschland nicht 
gestoppt werden," sagte der 
CDU-Generalsekretär. Aus 
diesem Grund habe der 
CDU-Bundesvorstand das 
Projekt „Wachstum" ins Le- 
ben gerufen, in dessen Rah- 
men in acht Feldern we- 
sentliche Wachstumsbrem- 

sen analysiert und Wege zu 
ihrer Beseitigung aufgezeigt 
würden, erläuterte Meyer. 
Die Ergebnisse würden in ei- 
nen Leitantrag des Bundes- 
vorstands an den Parteitag 
im Dezember zusammenge- 
fasst. Dieser werde zuvor in 
der Partei zu Diskussion ge- 
stellt, kündigte der General- 
sekretär an. 
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Arbeitsmarktzahlen 

Laurenz Meyer: 

Quittung für Chaos-Politik 
Ohne die Statistik-Tricks 
der Bundesregierung sind 
die Arbeitslosenzahlen 
auch im April weiter gestie- 
gen. Bereinigt um Manipu- 
lation an der Zählweise er- 
lebt Deutschland die höch- 
ste Arbeitslosigkeit seit der 
Wiedervereinigung. 

Die Zahlen im Frühjahr 
2004 sind die Quittung für 
die Chaos-Politik dieser Bun- 
desregierung. Bürger und 
Unternehmen verlieren im- 
mer mehr Vertrauen. Statt 
zu investieren halten sie ihr 
Geld zusammen und warten 

auf bessere Zeiten und eine 
bessere Regierung. 

Allein die Vorgänge der 
vergangenen Woche zeigen 
wie durch ein Vergröße- 
rungsglas, was Deutschland 
zur Zeit beschwert und war- 
um sich die wirtschaftliche 
Situation nicht bessert: Bei 
ohnehin überbordenden 
Staatsschulden wollen Schrö- 
der und Fischer die Ver- 
schuldung noch weiter er- 
höhen. Clement betreibt ei- 
ne absurde Diskussion darü- 
ber, den Kleinsparern die 
Zinserträge   wegzusteuern. 

Und Müntefering verunsi- 
chert die Betriebe weiter 
mit seiner ideologischen 
Diskussion über die Ausbil- 
dungsplatzabgabe. 

Die Bürger erleben derzeit 
eine dramatische Endzeit- 
stimmung von Rot-Grün. 
Kompetenzstreitigkeiten und 
Planlosigkeit, Chaos und Feh- 
ler sind das Markenzeichen 
dieser Regierung in ihrer End- 
phase. Leider geht alles dies 
auf Kosten der Arbeitslosen 
und der Arbeitnehmer. Die 
Zahlen aus Nürnberg zeigen 

das jeden Monat. 

STATISTIK-TRICKS DER BUNDESREGIERUNG 

Nach einer aktuellen Analyse 
des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit 
wird für den Gesamtzeit- 
raum von 2001 bis 2004 ein 
Rückgang der Erwerbstätig- 
keit um bis zu 850.000 Perso- 
nen auf 38,05 Mio. erwartet. 
Gleichzeitig ist das Erwerbs- 
personenpotenzial um ca. 
200.000 auf 45,32 Mio. ge- 
stiegen. Seine demographi- 
sche bedingte Abnahme 
wurde durch erhöhte Er- 
werbsneigung und Zuwan- 
derung überkompensiert. 
Theoretisch hätte die Ar- 
beitslosenzahl um 1,050 Mio. 
steigen müssen! Der wahr- 

scheinliche registrierte An- 
stieg liegtallerdings„nur" bei 
450.000 auf 4,32 Mio. 

Die Arbeitslosigkeit ist 
nur deshalb nicht noch 
deutlicher gestiegen, da 
viele Menschen in der „stil- 
len Reserve in Maßnahmen" 
versteckt werden. Hier wird 
es bspw. nach „§ 428 SGB 
lll"-(eine Reihe von Älteren 
wird nicht mehr als arbeits- 
los gezählt obwohl sie wei- 
terhin Leistungen erhal- 
ten)" mit +200.000 gegen- 
über 2001 fast eine Ver- 
dopplunggeben. Insgesamt 
werden 2004 knapp0,9 Mio. 
Menschen in diesen Maß- 
nahmen „geparkt" sein. Ein 

noch größererTeil (Bestand 
in 2004: gut 2 Mio. / 
+450.000 gegenüber 2001) 
gibt zum Teil frustriert oder 
wegen geänderter Vorge- 
hensweise der BA die Suche 
(vorübergehend) auf oder 
wird zumindest nicht mehr 
als arbeitslos erfasst. Die 
geänderte Vorgehensweise 
der BA mag zwar zum Teil 
richtig sein, schafft aber 
keine Arbeitsplätze. Gut 
80.000 Personen hat die 
Bundesagentur zum 1. 1. 
2004 aus der Statistik „her- 
ausoperiert". Teilnehmer in 
Trainingsmaßnahmen wer- 
den seitdem nicht mehr als 
arbeitslos erfasst. 
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Verfassungsdiskussion 

Christlich-jüdisches Erbe berücksichtigen 
Das Bekenntnis zum christ- 
lich-jüdischen Erbe gehört 
in die Präambel der eu- 
ropäischen Verfassung. 

Diesen Standpunkt hat 
der Vorsitzende der EVP-ED- 
Eraktion im Europäischen 
Parlament, Hans-Gert Potte- 
ring, nochmals gegenüber 
der irischen Ratspräsident- 
schaft und der Kommission 
ln einer Aussprache über die 
Europäischen Verfassung 
vertreten. 

Gleichzeitig rief der Spit- 
zenkandidat der CDU für die 
Europawahl am 13.Juni die 
ir'sche Ratspräsidentschaft 
auf, allen Versuchen zur Ein- 
schränkung der Haushalts- 
befugnisse des Europäischen 
Parlaments durch die Regie- 
rLJngskonferenz entschiede- 
nen Wiederstand zu leisten. 

Die Europäischen Verfas- 
sung werde mehr Demokra- 
ue und Parlamentarismus in 
Europa bringen. Das Subsidi- 
ar'tätsprinzip und erstmals 
aUch die kommunale Selbst- 

erwaltung seien in der Ver- 
assung verankert worden. 
lr,sbesondere erhalten die 
nationalen Parlamente ein 
Klagerecht bei Verletzungen 
aes Subsidiaritätsprinzips. Die 

erfassung werde die Einheit 
es vielfältigen Europas si- 

Cnem, erklärte Pöttering. 

Hans-Gert Pöttering 

Für die Zukunft stelle sich 
vor allem die Frage, wie die 
Beziehungen zu den Nach- 

barn der Europäischen Union 
gestaltet werden und welche 
Länder noch Mitglieder wer- 
den können. Insbesondere 
werde der Dialog mit der ara- 
bisch-islamischen Welt im 
Mittelmeerraum große Be- 
deutung für die Europäische 
Union haben und einen wich- 
tigen Beitrag zur Sicherung 
des Friedens leisten. 

Pöttering erinnerte an 
die großen Errungenschaf- 
ten der Europäischen Union, 

die zwischen 1952 und 2004 
von 6 auf heute 25 Mit- 
glieder gewachsen sei und 
gleichzeitig kontinuierlich 
vertieft, d.h. demokratischer 
und handlungsfähiger ge- 
worden sei. Wichtige Etap- 
pen der Entwicklung waren 
die Einheitliche Europäische 

Akte 1986, der Maastrichter 
Vertrag 1992, der Amster- 
damer Vertrag 1995 und der, 
allerdings weniger erfolgrei- 
che, Vertrag von Nizza. Als 
prägende politische Persön- 
lichkeiten erinnerte Pötte- 
ring insbesondere an Bun- 
deskanzler a.D. Helmut Kohl 
und den früheren franzö- 

sischen Staatspräsidenten 
Francois Mitterand. 

IN KURZE 

Stimmabgabe bei den 
Europawahlen nur bis 
18 Uhr möglich! 

Entgegen der Gewohnheit, 
dass die Wahllokale erst um 
21 Uhr ihr Pforten schlie- 
ßen, ist ab diesem Jahr eine 
Stimmabgabe nur bis 18 
Uhr möglich. Bei den bishe- 
rigen Europawahlen hatte 
der Bundeswahlleiter das 
Ende der Wahlzeit in 
Deutschland auf 21 Uhr 
festgelegt. Dies war auf 
Grund von Vorgaben des 
EU-Rechtserforderlich. Eine 
am 1. April 2004 in Kraft ge- 
tretene Änderung des Di- 
rektwahlakts, erlaubt es, 
die Wahllokale auch bei 
Europawahlen - entspre- 
chend der in Deutschland 
üblichen Wahlzeit - um 18 
Uhrzuschließen. 
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11 Folter ist nicht hinnehmbar u 

Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, Im Gespräch mit der 
Wochenzeitung „Die Zeit" 
über Amerika, Europa und 
den Irak-Krieg. 

DIE ZEIT: Frau Merkel, 
war der Irak-Krieg unter 
dem Aspekt des Demokra- 
tieexportes ein Fehler? 

Angela Merkel: Zuerst ein- 
mal ging es nicht um Demo- 
kratieexport, sondern um 
die Beseitigung einer Bedro- 
hung. Siebzehn UN-Resolu- 
tionen haben sich mit dieser 
Bedrohung befasst und mit 
der Frage, ob es eine Mög- 
lichkeit gibt, Saddam Hus- 
sein auf friedlichem Wege 
zur Kooperation mit den UN- 
Inspekteuren zu zwingen. In- 
sofern ist der Krieg das be- 
dauerliche Ende einer langen 
Entwicklung. Dass von Sad- 
dam Hussein eine ernste Ge- 
fahr ausgeht, daran haben 
selbst Kriegskritiker nicht 
gezweifelt. Streit gab es über 
die Frage, wann die friedli- 
chen Mittel, um dieser Ge- 
fahr zu begegnen, erschöpft 
seien. Was die anderen Ziele 
des Krieges betrifft, kann ich 
nur sagen: Es hat offenkun- 
dig einen zu großen Opti- 
mismus gegeben, dass sich 
das militärische Eingreifen 
nahtlos in Demokratie um- 
wandeln würde, dass es also 

zwischen Saddam Hussein 
und der Stabilität im Irak kei- 
ne weiteren Hindernisse ge- 
ben würde. 

ZEIT: Zurzeit häufen sich 
die Berichte von Folterun- 
gen im Irak, die durch ame- 
rikanische Soldaten verübt 
wurden. Sind solche Exzes- 
se in Kriegen, auch in legi- 
timen Kriegen, überhaupt 

vermeidbar? 
Merkel: So etwas darf auf 
keinen   Fall   hingenommen 
werden. Denn hier steht die 

Glaubwürdigkeit der demo- 
kratischen  Werte  auf dem 
Spiel. Die Berichte über Miss- 
handlungen und das Quälen 
von Gefangenen sind furcht- 
bar. Das muss schonungslos 
aufgeklärt   werden.    Hinzu 
kommt, dass dies die Not- 
wendigkeit,   das   Vertrauen 
der Iraker in eine neue politi- 
sche Ordnung zu stärken, zu- 
nichte machen kann. 

ZEIT: Im Nachhinein wis- 
sen Sie ja jetzt etwas mehr 

über die Genese des Krieges. 
Nach den Recherchen von 
Bob   Woodward  war  die 
Entscheidung schon getrof- 
fen, bevor man wusste, ob 
sich Saddam kooperativ zei- 
gen würde. Irritiert Sie das? 

Merkel: Ich kann nicht be- 
werten, ob diese These so 
richtig ist. Aber klar ist für 
mich, wann immer im politi- 
schen Leben bestimmte Ent- 
scheidungen    unverrückbar 

festgelegt werden, egal, was 
kommen mag, dann ist das 
selten richtig. Aber als deut- 
sche   Politikerin   habe   ich 
mich  zunächst  einmal   mit 
den deutschen Entscheidun- 
gen auseinander gesetzt, die 
hier  durch  den  deutschen 
Bundeskanzler   auf   Markt- 
plätzen verkündet wurden. 
Dass sich Herr Schröder, un- 
abhängig    vom     Entschei- 
dungsprozess der UN, fest- 
gelegt hat, einem Krieg ge- 
gen den Irak unter keinen 
Umständen     zuzustimmen, 

steht jedenfalls außer Zwei- 
fel und hat die Einigung in 
Europa unmöglich gemacht. 

ZEIT: Stünden heute nicht 
deutsche Soldaten im Irak, 
wenn Sie die Wahl gewon- 

nen hätten? 
Merkel: Nein, das war im- 
mer klar, und dies wurde im 
Übrigen auch von den USA 
nicht gefordert. Ansonsten 
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ist Deutschland beteiligt 
gewesen, zum Beispiel mit 
Überflugrechten, die Rot- 
Grün gewährt hat. Aber 
kommen wir noch einmal auf 
Ihre These zurück: Wenn es 
stimmt, was Sie sagen, dass 
der Entschluss zum Krieg 
schon lange vorher fest- 
stand, dann war es sowieso 
egal, was irgendjemand in 
Deutschland gemacht hätte. 
Dann hätte man gar nichts 
dachen können, dann hätte 
Europa einfach keinen Ein- 
fluss gehabt. Ich glaube das 
nicht. Ich bin der festen 
Überzeugung, dass Europa 
nicht alles versucht hat, was 
es hätte versuchen können. 
Wenn wir gemeinsam ge- 
handelt hätten, hätten wir es 
den USA sehr viel schwerer 
gemacht, an den Vereinten 
Nationen vorbeizukommen. 
Man hätte auf die Amerika- 
ner durch ein einheitliches 
europäisches Handeln poli- 
tisch anders Einfluss neh- 
men können. Die Dinge hät- 
ten sich dann anders ent- 
wickelt. Ich habe immer, 
auch im letzten Jahr, gesagt, 
e'ne Supermacht darf nie 

8'auben, sie könne auf der 
Welt alles allein schaffen, 
^ber Europa mangelte es - 
da zitiere ich den Bundes- 
außenminister aus einem In- 
terview im März - an der 
»strategischen Dialogfähig- 
*eit mit dem Partner Ameri- 
Ka"- Mir wäre wohler gewe- 

sen, wenn Deutschland für 
diese Dialogfähigkeit mehr 
getan hätte. 

ZEIT: Frau Merkel, für den 
Fall, dass Sie einmal Kanz- 
lerin werden: Müssen wir 
damit rechnen, dass Sie 

aufgrund von Geheimdienst- 
informationen der ver- 
schiedensten Art bereit 
sein könnten, Deutschland 
in einen Präventivkrieg zu 
führen? 
Merkel: Wenn die Union 

regiert,   können   Sie   damit 
rechnen, dass alles für eine 
einmütige europäische Hal- 
tung getan wird.  Und  im 
Übrigen    hat    auch    Herr 
Schröder  -   bei   all   seinen 
Vorbehalten gegen den Irak- 
Krieg - kurz darauf das so 
genannte Solana-Papier ver- 
abschiedet, das als  Ultima 
Ratio  auch   präventive   mi- 
litärische  Maßnahmen vor- 
sieht.   Ich   stelle  also  fest: 
„Preemptive   strikes"   sind 
keine Merkeische Vorliebe. 

ZEIT:   Kann   man   sich, 
nach den Erfahrungen mit 
den   nicht   vorhandenen 
Massenvernichtungswaffen 
Saddam Husseins, künftig 

noch auf Geheimdienstin- 
formationen verlassen? 

Merkel: Politik wird sich nie- 
mals durch Rückverweis auf 
Geheimdienste ihrer Verant- 
wortung entziehen können. 
Zwischen der Hardware In- 
formation   und   der   politi- 
schen Entscheidung gibt es 

viele Spielräume, um etwas 
beeinflussen zu können. Ich 
bin der festen Überzeugung, 
dass die UN der Ort sein 
müssen, an dem solche 
schwierigen Entscheidungen 
getroffen werden. Unter Ko- 
fi Annan als Generalsekretär 
ist der Weltsicherheitsrat 

das operative Gremium ge- 
worden, das eine sehr große 
Legitimation besitzt. Aber 
ich sage noch einmal aus- 
drücklich, dass die militäri- 
sche Option nur die Ultima 
Ratio sein kann und nicht et- 
wa die alles lösende Option. 

ZEIT: Heißt das: „Künftig 
keine militärischen Inter- 
ventionen mehr an den 

UN vorbei"? 
Merkel: Was ich gesagt ha- 
be, ist eine Langzeitvision. 
Das Gegenbeispiel aus jün- 
gerer Vergangenheit ist Ju- 
goslawien. Für die Entschei- 
dung gab es keine Mehrheit 
im Sicherheitsrat, aber sie 
war dennoch richtig. Des- 
halb zögere ich jetzt zu sa- 
gen: nie wieder an den UN 
vorbei. - Jedenfalls würde 
ich alles daransetzen, diesen 
Prozess der Spaltung Euro- 

pas und der Nato wie im Fal- 
le Irak nicht zu wiederholen. 
Daraus müssen alle Beteilig- 
ten - Amerikaner wie Euro- 
päer - ihre Lehren ziehen. 

ZEIT: Kann die Legitima- 
tion für militärische Akti- 
onen allein vom einheitli- 
chen Westen ausgehen? 
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Merkel: Die Legitimation er- 
gibt sich zunächst aus dem 
Sachverhalt, wie etwa bei 
den Vertreibungen und dem 
Morden im Kosovo. Die 
Chancen für einen echten Er- 
folg und ein Beeindrucken 
der Kräfte, die wir bekämpfen 
wollen, sind am allergrößten, 
wenn das breiten Rückhalt in 
den UN hat. Aber auch die 

UN müssen fähig zur Ent- 
scheidung am Ende eines 
Prozesses sein. Um aber die 
Menschen im eigenen Land 
davon zu überzeugen, dass 
Intervention sinnvoll sein 
kann, ist es wichtig, den mi- 
litärischen Prozess mit einem 
erfolgreichen politischen 
Prozess abzuschließen und 
Stabilität auch ohne fortdau- 
ernde Truppenpräsenz zu er- 
möglichen. Daraufwarten die 

Menschen - sei es im Kosovo 
oder in Afghanistan. 

ZEIT: Glauben Sie, dass es 
am Ende dieses Jahrhun- 
derts nur noch Demokrati- 
en auf der Welt gibt? 

Merkel: Ich bezweifle das, 
zumal sich auch die mensch- 
liche Natur leider nicht än- 
dert. Aber unabhängig da- 
von sind etwa im Kosovo seit 
der Intervention der Nato 
fünf Jahre vergangen, von ei- 
ner stabilen Entwicklung ist 
man noch sehr weit entfernt. 
In manchen anderen Län- 
dern ist Demokratisierung 
noch viel schwieriger zu er- 

reichen. 

ZEIT: Also war die Idee ei- 
nes Demokratieexportes in 
den Irak vermessen? 

Merkel: Die Amerikaner ha- 
ben gesagt: Wir wollen die 
Demokratie, die wir den 
Deutschen nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg gebracht ha- 
ben, auch in den Irak brin- 
gen. Aber anders als Nach- 
kriegsdeutschland hat der 
Irak keine demokratische 
Tradition, an die man an- 
knüpfen konnte. Dennoch 
akzeptiere ich nicht, dass es 
Menschen oder Länder ge- 
ben soll, die per se nicht für 
Demokratie geeignet sind. 
Das wäre zynisch. Einen 
Standard an Menschenrech- 
ten und Stabilität gegen 
Bedrohung durchzusetzen 
kann durchaus ein Ziel mi- 
litärischen Eingreifens sein. 
Aber den eigentlichen Auf- 
bau einer Gesellschaftsord- 

nung kann man nicht - oder 
nur sehr schwer fremdbe- 
stimmen. Das muss von in- 
nen heraus aus den jeweili- 
gen Gesellschaften selbst 
kommen. Das macht übri- 
gens nicht nur die Schwierig- 
keiten im Irak aus. Die de- 
mokratische Entwicklung 
Chinas beispielsweise ist 
nicht vorgezeichnet. Auch 
der Weg Russlands ist in 
meinen Augen völlig offen. 

ZEIT: Zwingt der Angriff 
des islamischen Terroris- 
mus den Westen zum 
Kampf der Kulturen? 

Merkel: Das wäre nur richtig, 
wenn man den radikalen Isla- 
mismus für den Wesenszug 
des Islams hielte. Das glaube 
ich nicht. Auch die Kreuzzüge 
sind nicht gerade ein Export- 
schlager des Christentums, 
nach dem wir beurteilt wer- 
den wollten. Deshalb ist der 
Clash der Kulturen keines- 

wegs zwingend. Dennoch be- 
finden wir uns im Kampf ge- 
gen den radikalen Islamismus 
nun unentwegt im extrem 
schwierigen Abwägungspro- 
zess, welches Instrument wir 
in dieser Auseinanderset- 
zung jeweils anwenden wol- 

len. Man braucht ökonomi- 
sche Hilfe, man braucht Dis- 
kussion, aber man braucht, 

wenn man es mit einem Dik- 
tator zu tun hat, eben auch 
die militärische Drohkulisse. 

ZEIT: Sehen Sie in dieser 

Auseinandersetzung unter- 
schiedliche Rollen für Ame- 

rika und Europa? 
Merkel: Die Arbeitsteilung 
kann jedenfalls nicht so aus- 
sehen, dass wir die Entwick- 
lungshilfe übernehmen und 
die Amerikaner die Mi- 
litäraktionen. Jeder muss alle 

Mittel der militärischen Aus- 
einandersetzung beherrschen. 
Ansonsten werden wir nur 
gnadenlos gegeneinander 

ausgespielt. Wir Europäer 
haben im militärischen Be- 
reich natürlich einen erhebli- 
chen Nachholbedarf. In an- 
deren Bereichen können die 
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Amerikaner von den Eu- 
ropäern lernen. Wenn man 
s'ch zum Beispiel ansieht, 
wie britische Truppen, die 
'änge Erfahrung mit Terroris- 
es, etwa in Nordirland, ha- 
ben, im Süden des Iraks an- 
ders als die USA vorgegan- 
gen sind, dann kann man se- 
hen, wie wichtig es ist, dass 
sich unterschiedliche Fähig- 
keiten ergänzen. Aber eine 
Arbeitsteilung nach dem 
Motto „Hier die moralisch 
unstrittigen Dinge und dort 
die etwas schmutzigeren 
Dinge" darf es nicht geben. 

ZEIT: Ist die deutsche Be- 
völkerung auf diesen Zu- 
wachs an Verantwortung 

vorbereitet? 
Merkel: Sie ist bis jetzt nicht 
vorbereitet. Ich glaube, es 
wäre falsch, zu sagen, die 
deutsche Politik habe über 
Jahrzehnte keine deutschen 
lr|teressen vertreten. Aber 
natürlich hat sich die Lage 
nach der deutschen Einheit 
verändert. Mit der Übernah- 
me von neuen Pflichten ha- 
ben wir auch die Möglich- 
keit, unsere Interessen kla- 
rer und eindeutiger festzule- 
gen. Das muss der deutschen 

Bevölkerung sehr viel deutli- 
Cner gemacht werden, und 
zWar immer und immer wie- 
cler- Nur so kann man auch 
Verständnis dafür wecken, 
Qass unsere Freiheit jetzt am 

^'ndukusch verteidigt wird. 
Ein großer Teil der Bevölke- 

rung empfindet diesen Satz 
in gewisser Weise als absurd. 

ZEIT: Aber Sie finden ihn 
richtig? 
Merkel: Ja, ich finde ihn 

richtig. Was einem allerdings 
Sorge bereitet, ist, dass der 
Hindukusch überall sein 
kann. Europa und die Nato 
würden sich aber völlig über- 
heben, wenn sie künftig je- 
den Platz der Welt aus eige- 
ner Kraft befrieden woll- 
ten.Dieser Versuchung soll- 
ten wir nicht erliegen. 

ZEIT: Wie kann die Stabi- 
lisierung im Irak aussehen, 
und was kann Deutschland 
dazu beitragen? 
Merkel: Die Entscheidung 

der Amerikaner, sich aus 
Falludscha zurückzuziehen, 
zeigt, es muss alles darange- 
setzt werden, die Autorität 
im Irak schnellstmöglich an 
eine unabhängige irakische 
Verwaltung beziehungswei- 
se Regierung zu übergeben. 
Deshalb unterstütze ich die 
Bemühungen des UN-Be- 
auftragten für den Irak Bra- 
himi in dieser Frage. Europa 
muss alles daransetzen, ei- 

ne neue UN-Resolution zu 
ermöglichen. 

ZEIT: Kanzler und Außen- 
minister streiten um die 
Begriffe Kerneuropa versus 
„strategisches Europa". Was 
ist für Europa wichtiger, 
seine Identität oder seine 
Ausstrahlung auf die Nach- 
barregionen? 

Merkel: Für mich ganz ein- 
deutig die Identität. Erst aus 
ihr heraus können wir den 
Versuch starten, gemeinsa- 
me Räume der Stabilität in 
unseren Nachbarregionen zu 
schaffen - das umfasst den 
Mittelmeerraum, aber auch 
Russland. Aber das kann nur 
gelingen, wenn wir unsere 
europäische Identität festigen. 
Andernfalls würden wir uns 
nur überheben, aber keinen 
wirklichen Einfluss ausüben. 

Das stößt im Übrigen 
nicht bei jedem Vertreter 
der amerikanischen Admi- 
nistration auf Gegenliebe. 
Aber, wir sollten uns nicht 
darüber beschweren, wenn 

Amerika nicht alles tut, da- 
mit wir in Europa einig sind, 
sondern an uns selber arbei- 
ten. Da geht es natürlich 
auch um die jeweiligen Ge- 
staltungsspielräume. 

ZEIT:Dos müssen wir also 
zur Not auch gegen den 
Willen Amerikas betreiben? 

Merkel: Ja, selbstverständ- 
lich, das ist doch normal. 
Man muss fragen, warum die 
Amerikaner so für den Tür- 
kei-Beitritt sind, ob sie dabei 
an ihre Interessen denken 
oder an die europäischen. 
Mir jedenfalls geht es um die 
europäische Identität. Ich 
halte einen Türkei-Beitritt 
derzeit für falsch. 

Die Fragen stellten Mat- 
thias Geis, Jan Ross und 
Bernd Ulrich. 
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Aus den Ländern 

„Thüringer Weg" beschlossen 
Die thüringische CDU hat 
die heiße Phase des Land- 
tagswahlkampfes einge- 
läutet. 

Einstimmig beschlossen 

die Delegierten auf einem 
Parteitag in Apolda das 
Wahlprogramm „Thüringer 
Weg" mit den Schwerpunk- 
ten Arbeit, Familie und Bil- 
dung. „Wir wollen und wer- 
den am 13. Juni erfolgreich 
sein", sagte der thüringi- 
sche Landesvorsitzende und 
Ministerpräsident des Frei- 
staats, Dieter Althaus. Die 
motivierten Mitarbeiter der 
Partei würden „laufen und 
rennen", damit Thüringen 
auch in der nächsten Legis- 
latur unter Führung der 
CDU seine Chancen in der 
Mitte Deutschlands und Eu- 
ropas wahrnehmen könne. 
Dieter Althaus rief seine 
Partei dazu auf, sich nicht 
durch gute Umfragewerte 

in Sicherheit zu wiegen, 
sondern um jede Stimme zu 
werben. Der rot-grünen Bun- 

desregierung warf Althaus 
vor, die Weichen für ein Zu- 
sammenwachsen von Ost 
und West nicht richtig zu 
stellen. Stattdessen würde 

eine Neid-Debatte geführt. 
Diese Debatten entmutig- 
ten die Deutschen. 

Beim Thema Bildung wies 
Dieter Althaus die Forderun- 

gen von SPD, 
Grünen und PDS 
zurück, die ein 
gemeinsames 
Lernen aller 
Schüler bis zur 
achten Klasse er- 
reichen wollen. 
Bislang müssen 
sich Schüler in 
der vierten Klas- 
se entscheiden, ob sie auf das 
Gymnasium oder die Regel- 
schule wechseln wollen. Ein 
Ziel, das die CDU weiter ver- 
folgen werde, sei die Ent- 
bürokratisierung der Verwal- 
tung und die Erarbeitung ei- 
nes neuen Tourismuskon- 
zepts, sagte der Landesvorsit- 
zende. Geplant sie auch ein 

Familiengesetz, in dem Lei- 
stungen gebündelt werden. 
Eine weitere wichtige Aufha- 
be sei die Senkung der Neu- 
verschuldung des Landes. 

Außerdem schlug der 
Ministerpräsident vor, ein 
„Zukunftsgesetz für Deutsch- 
land" zu erarbeiten. In die- 
sem müssten die Reformen 
von Arbeitsmarkt, Rente, 
Gesundheitssystem, Sozial- 
staat und Steuerwesen fest- 
gelegt werden. Dieses Ge- 
setz solle bis zur Bundes- 
tagswahl 2006 vorbereitet 
sein, um nach einem Wahl- 
sieg rasch die richtigen Wei- 
chen stellen zu können. 

-jnrnarteitaq 

Im Westen solle man sich 
eine Scheibe von dem ab- 
schneiden, was im Osten an 
Strukturwandel geschehen 
sei, forderte Laurenz Meyer 
in seiner Rede. Der CDU- 
Generalsekretär setzte sich 
für „Sonderhandlungsnot- 

wendigkeiten" in den neuen 
Bundesländern ein. Er plä- 
dierte dafür, im Osten die 
Möglichkeit zu schaffen, 
von Bundesvorschriften bei 
Genehmigungsverfahren 

und beim Arbeitsrecht ab- 
zuweichen. Geschehe das, 
würden die anderen Länder 
Schlange stehen, um diese 
Möglichkeit auch zu erhal- 
ten und flexibler auf Erfor- 
dernisse reagieren zu kön- 
nen. Es sollten alle Hürden 
abgebaut werden, die das 
Entstehen neuer Arbeits- 
plätze verhinderten. Das 
westdeutsche Wirtschafts- 
wunder wäre bei dieser 
Bürokratie niemals möglich 

gewesen, sagte Meyer. 
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Parteigremien 

Gesprächskreis Forschung und 
Innovation ins Leben gerufen 

Die Bundestagsabgeord- 
nete Katherina Reiche ist 
neue Vorsitzende des Ge- 
sPrächskreises Forschung 
und Innovation der CDU. 

Seit Anfang 2002 ist 
Brandenburgerin bildungs- 
und forschungspolitische 
Sprecherin der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. Als 
Chemikerin hat das CDU- 
Bundesvorstandsmitglied 
Erfahrung in der Forschung 
aus ihrer eigenen Arbeit in 
den Laboren in Deutschland 
Und den USA gewonnen. 

Katherina Reiche: „Im 
Frühjahr hat der Kanzler die 
gesellschaftlich zentralen 

^ukunftsthemen Innovati- 
on, Wissenschaft und Bil- 
dung kurzzeitig für sich ent- 
deckt und später wieder fal- 
'erigelassen. Damit wurde 
d'e Chance vertan, Deutsch- 
end wieder auf Wachstum- 
^urs zu bringen. Das ge- 
lngt nur über eine schlüssi- 

ge Innovationsstrategie. Hier 
liegt die Aufgabe für den 

Cesprächskreis Forschung 
und Innovation. Wir haben 
Uns zum Ziel gesetzt, die 
Konzeption eines „Master- 
P'ans für den Forschungs- 
standort Deutschland" auf 
aen Weg zu bringen. 

Für den Gesprächskreis 
k°nnten 32 hochrangige Ex- 

der weiterhin mit seiner Er- 
fahrung zur Verfügung. 

Katherina Reiche 

perten aus Forschung, Wirt- 
schaft und Politik gewon- 

nen werden. Sie werden ihre 
Erfahrungen aus der For- 
schungs- und Unterneh- 
menspraxis direkt an die Po- 
litiker herantragen. Der Ge- 
sprächskreis ist das Nach- 
folgegremium des gleich- 
namigen Bundesfachaus- 
schusses aus der letzten Le- 
gislaturperiode. Schon da- 
mals hatte sich die CDU 
entschlossen, im Bereich 
Forschung und Innovation 
die Gremienarbeit für akti- 
ve Wissenschaftler zu öff- 

nen. „Damit haben wir her- 
vorragende Erfahrungen ge- 
macht „sagt der ehemalige 
Bundesfachausschussvorsit- 

zende, Prof. Dr. Heribert 
Offermanns. Er hat die Ver- 
antwortung nun in jüngere 
Hände gelegt, steht aber als 
stellvertretender Vorsitzen- 

Arbeitsschwerpunkte 

Konkret hat sich der Bun- 
desfachausschuss als vorge- 
nommen: 

Eine Stärken-Schwächen- 
Analyse   des   derzeitigen 
Wissenschaftssystems 
vorzunehmen   und   Vor- 
schläge für seine Neuori- 
entierung vor dem Hin- 

tergrund   des   globalen 
Wettbewerbs zu machen. 

K Strategien für Schlüssel- 
technologien   zu   ent- 
wickeln. 

• Vorschläge für Verbesse- 
rung  der  Rahmenbedin- 
gungen zu erarbeiten und 
Freiräi'me aufzuzeigen. 

„Um die Innovationskraft 
unseres Landes besser aus- 
zuschöpfen, müssen die Ab- 
läufe  besser verzahnt wer- 

den.   Innovation   kann   nur 
dann gesellschaftlichen Wohl- 

stand generieren, wenn auf 
dem Weg zwischen Grundla- 
genforschung bis zur Markt- 
einführung  neuer Produkte 

die Prozesse reisverschluss- 
artig ineinander greifen. Die 
Praxis zeigt leider, dass der 
Reißverschluss zu oft klemmt", 
so Katherina Reiche. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Kommunales Optionsgesetz - 
ein Etikettenschwindel! 

Am Donnerstag, den 29.4. 
2004 fand im Deutschen 
Bundestag die Schluss- 
abstimmung über das 
kommunale Optionsgesetz 

statt. Es wurde mit der 
Mehrheit der Regierungs- 
koalition angenommen 

und von CDU/CSU sowie 
der FDP abgelehnt. 

Da das Gesetz zustim- 
mungspflichtig ist, wird sich 
voraussichtlich am 14.05. 
2004 der Bundesrat erst- 
mals damit befassen. Entge- 
gen der Verabredung im 
Vermittlungsverfahren vom 
Dezember letzten Jahres ist 
es im Vorfeld des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu keiner 
Verständigung zwischen 
Regierung und Opposition 
gekommen. Dabei schien 
nach dem Kompromiss im 

Dezember 2003 alles klar. 
Man hatte sich im Grund- 
satz auf das Organisations- 
modell der Bundesregie- 
rung geeinigt - nämlich die 
Bundesagentur zum Träger 

der neuen Aufgabe zu ma- 
chen - und gleichzeitig die 
Möglichkeit für eine kom- 
munale Trägerschaft eröff- 
net, wie dies die Union und 
die Mehrheit des Bundesra- 

tes gewollt hatte. 
Wie im Vermittlungsver- 

fahren   vereinbart,   fanden 

Karl-Josef Laumann 

Anfang dieses Jahres Ge- 
spräche auf politischer Ebe- 
ne zwischen Regierung und 
Opposition statt. Ziel war 
es, einen einvernehmlichen 
Gesetzentwurf zu erstellen, 
damit dieser bis April be- 
schlossen und in Kraft ge- 
setztwerden könnte. Es hät- 
te eigentlich zum jetzigen 
Zeitpunkt bereits Rechts- 
klarheit über die Bedingun- 
gen der kommunalen Opti- 
on bestehen sollen, damit 
der weitere Zeitplan, näm- 
lich Ausübung der Option 
durch die Kreise und kreis- 
freien Städte bis Ende Au- 
gust, eingehalten werden 
könnte. Bei den ersten Ge- 
sprächen zwischen Minister 
Clement und der Unionssei- 
te hatte der Minister noch 
die notwendigen Zusagen 
gemacht, um die Kernpunk- 
te des Optionsmodells um- 

zusetzen, nämlich: 
• „Trägerschaft" der Kreise 

und kreisfreien Städte, das 
heißt Eigenverantwortung 
und Gestaltungsspielraum 

für die Kommunen bei der 
Ausgestaltung der Aufgabe 

sowie 
• Auskömmliche und ver- 
fassungsrechtlich gesicher- 

te Finanzleistungen des Bun- 
des direkt an die Kommu- 
nen ohne Umweg über die 

Länder. 
Am Dienstag, den 30.3. 

2004 sind die Gespräche der 
Unionsseite mit Bundesmi- 

nister Clement zu dem Op- 
tionsgesetz schließlich ge- 
scheitert, da der Minister 
sich innerhalb der Bundes- 
regierung offenbar nicht 

durchsetzen konnte. Er 
konnte keine der Zusagen 
mit dem vorgelegten Ge- 
setzentwurf einlösen, we- 
der die echte Trägerschaft 

der Kommunen noch die 
verfassungsrechtlich gesi- 
cherte Finanzierung. Damit 
steht die kommunale Ar- 
beitsmarkt- und Beschäfti' 

gungspolitik vor dem Aus. 
Die Union und die uni' 

onsgeführten Bundesländer 

befürworten nach wie vor 

die echte Trägerschaft der 
Kommunen und unterstütz- 

ten die Forderung der Korn- 
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^unen nach einer verfas- 
sungsrechtlich abgesicher- 
ten Finanzierung, so wie 
dies der Vermittlungsaus- 
schuss beschlossen hatte. 
Da Minister Clement gesagt 
hat, niemand sei gehindert 
lrri Laufe des Verfahrens 
k'üger zu werden, kann man 
nur hoffen, dass er damit 
seine eigene Fraktion ge- 
meint hat und es im Laufe 
des Verfahrens im Bundes- 
rat noch zu einem Um- 
schwenken der Regierung 
kommt. 

Trägerschaft oder 
Organleihe? 

In dem vorgelegten Ge- 
setzentwurfwird die Option 
a's Organleihe ausgestaltet, 
das heißt die Kommunen 
Werden zu weisungsabhän- 
S'gen Handlangern der Bun- 

desagentur gemacht. Dies 
er,tspricht nicht einer „Trä- 
§erschaft", wie sie im Ver- 
^ittlungsverfahren be- 
schlossen wurde. Der Deut- 
le Landkreistag als Ver- 
treter  der  Landkreise   und 
kreisfreien   Städte   hat  be- 
reits deutlich gemacht, dass 
er seinen   Mitgliedern  auf 

er Basis dieses Gesetzent- 
wurfs keine Option empfeh- 
en  werde.   Einem   solchen 
esetz   kann   man   daher, 

enn   man   die   Interessen 
er      Kommunen       ernst 

nimmt, nicht zustimmen. 
Das Optionsgesetz der Bun- 
desregierung ist ein Etiket- 
tenschwindel, aber keine 
kommunale Trägerschaft 
mit eigenem Handlungs- 
spielraum. 

Finanzielle Belastung 
der Kommunen 

Das Vierte Gesetz für 
moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt (SGB II) 
beruht hinsichtlich der Ge- 
samtkosten auf einem Fi- 
nanztableau, das Gegen- 
stand des Vermittlungsver- 
fahrens war. An diesem Fi- 
nanztableau sind in der Zwi- 

schenzeit erhebliche Zwei- 
fel aufgekommen. Eine Ar- 
beitsgruppe „Quantifizie- 
rung", in der neben der Bun- 
desregierung auch die kom- 
munalen Spitzenverbände, 
die BA, die Länder sowie 
z.B. die statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder 
mitarbeiten, wurde daher 
eingesetzt und mit der Auf- 
gabe betraut, die dem SGB 
II zugrunde liegenden Zah- 
len zu prüfen und einver- 
nehmlich eine - falls erfor- 
derlich - Korrektur vorzu- 

nehmen, um im Ergebnis die 
zugesagte Entlastung von 
2,5 Mrd. € für die Kommu- 
nen zu erreichen. Ein Ergeb- 
nis aus diesen Beratungen 
ist noch nicht bekannt. 

Folgen eines 
Scheiterns des 

Optionsgesetzes 

Wenn es im Ergebnis zu 
keinem Optionsgesetz 
kommt, tritt Hartz IV am 1. 
Januar 2005 unverändert in 
Kraft und überantwortet die 
bisherigen Arbeitslosenhil- 
feempfänger sowie die bis- 
herigen erwerbsfähigen So- 
zialhilfebezieher mit ihren 
Familien den Agenturen für 
Arbeit. Die Umsetzung und 
termingerechte Zahlbarma- 
chung aller Ansprüche ob- 
liegt dann allein der Bundes- 
agentur und damit der Ver- 
antwortung des Wirtschafts- 

ministers. Die Bundesregie- 
rung und die Bundesagentur 
sind aufgefordert, sicherzu- 
stellen, dass am l.Januar 
nächsten Jahres jeder Hilfe- 
bezieher sein Geld und die 
weiteren Leistungen erhält, 
die das neue Gesetz vor- 
sieht. Es darf auf gar keinen 
Fall dazu kommen, dass am 
1. Januar 2005 bei Millionen 
Hilfebeziehern dasselbe Cha- 
os entsteht wie bei Maut, 
Dosenpfand, Virtuellem Ar- 
beitsmarkt und wie die Weg- 
marken des Scheiterns die- 
ser Regierung sonst noch 
heißen. 

Karl-Josef Laumann ist 
Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe Wirtschaft und Ar- 
beit der Bundestagsfraktion. 
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Signal für Aufbruch 
imTKG 

Erklärung zu den Ergebnis- 
sen der Arbeitsgruppe des 
Vermittlungsausschusses 
zur Novelle des Telekom- 
munikationsgesetzes: 

Der Kompromiss ist ein 
klares Signal für einen Auf- 
bruch in der gesamten In- 

formations- und Telekom- 
munikationsbranche. Wir 
haben jetzt ein ausgewoge- 
nes Gesetz, das den Wett- 
bewerb stärkt und Rechtssi- 
cherheit schafft als Grund- 
lage für Investitionen und 
Innovationen. 

In zentralen Punkten konn- 
te die Union Verbesserun- 
gen gegenüber dem bisheri- 
gen Gesetzentwurf der rot- 
grünen Bundesregierung er- 
reichen. 

Einige Punkte sind: 
• Stärkung des Infrastruk- 

turwettwerbs und des Dien- 
stewettbewerbs durch eine 
neue Regelung zum Resale; 
• die explizite Aufnahme 
des Bitstrom-Zugangs als 
„entbündelten Breitbandzu- 

gang"; 
• Verankerung von An- 
tragsrechten für Unterneh- 
men im Bereich der Miss- 
brauchsaufsicht; 
• Verschärfung der Sankti- 
onsmöglichkeiten bei Miss- 
brauch durch eine zwingende 
und bei Vorsatz rückwirken- 

Martina Krogmann 

de Mehrerlösabschöpfung; 
• Vermeidung einer Über- 
regulierung im Mobilfunk 
durch die Verankerung des 
Vergleichsmarktprinzips; 
• Verlagerung des Rechts- 
weges vom Verwaltungs- 
rechtsweg zu den Kartellge- 
richten nach 5 Jahren. 

Insgesamt ein klares Sig- 
nal für Aufbruch in der Bran- 

che! 
Martina Krogmann ist 

die Internetbeauftragte und 
Berichterstatterin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Zuwachsraten 
bei Gewalttaten 

unerträglich 

Erklärung zu der Von Bun- 
desinnenminister Schily 
vorgestellten polizeilichen 
Kriminalitätsstatistik: 

Die Zahlen der polizeili- 
chen Kriminalstatistik sind 
im Jahr 2003 weiter um 65.000 
Fälle gestiegen. Die Gesamt- 

taten beinhalten 6.572.000 

Fälle, was im Vergleich zum 
Vorjahr eine Steigerung von 
mehr als 1 % bedeutet. 

Besorgniserregend ist 
die besonders hohe Steige- 
rungsrate im Bereich der Ge- 
waltkriminalität. Bereits seit 
1994 ist die erfasste Gewalt- 
kriminalität immer wieder 
gestiegen. 2003 ist sie weiter 
gestiegen und zwar um dra- 

matische 3,4%. 
Zwei Drittel aller erfas- 

sten Gewaltkriminalitätsfäl- 
le, nämlich 65 %, entfallen 
auf schwere und gefährliche 
Körperverletzungen. Diese 

Delikte sind sogar um 4,5 % 
gestiegen. 

In Großstädten gibt es 
hier zum Teil zweistellige 
Zuwachsraten. In Frankfurt/ 

Main, der Stadt mit dem 
höchsten Ausländeranteil 

stieg die Kriminalität um 
12 %, Frankfurt hat damit 
die höchste Kriminalitätsbe- 

lastung pro 100 000 Einwoh- 

ner in Deutschland. 
Mangelnde Integration 

und Prävention zeigen ihre 
negativen Auswirkungen- 

Beklagenswert ist insoweit 

auch der hohe Anteil an 

nichtdeutschen tatverdäch- 
tigen Jugendlichen insbe- 
sondere bei Raubdelikten 

(30,7 %) und bei illegalem 

Handel und Schmuggel von 
Rauschgift (20 %). Das zeigt- 
dass hier weder präventive 
noch    repressive   Maßnah' 
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tmut Koschyk 

men Erfolg hatten. Bemer- 
kenswert ist auch der prozen- 
tual besonders hohe Anteil 
nichtdeutscher Tatverdächti- 
ger bei Delikten mit profes- 
sionellem Hintergrund wie 
2-B. Fälschung von Zahlungs- 
arten 67,9 %, gewerbs- und 
"andenmäßiges Einschleu- 
sen von Ausländern 65,2 %, 

Glücksspiel 61,6 %, gewerbs- 
mäßige Bandenhehlerei 61,2 
%. Taschendiebstahl 56,2 %, 
'"egaler Handel und Schmug- 
gel mit und von Kokain 53 %, 

Geldwäsche 47,9 %, sowie 
Geld- und Wertzeichenfäl- 
schung46%. 

All das zeigt, dass die Her- 
ausforderungen bei der Kri- 
minalitätsbekämpfung in 
Deutschland mit der Be- 
Schwichtigungsmentalität 
Ur,d dem falschen Straf- 
rechtsverständnis von Rot- 
§rün nicht wirksam bewäl- 
tigt werden können. 

Hartmut Koschyk ist der 
lr|nenpolitische Fraktions- 
macher. 

U rhebersch utzgesetz 
war ein Eigentor 

Erklärung zur Anhörung von 
Künstlern, Verwertern und 
Medienvertretern in der En- 
quete-Kommission „Kultur 

in Deutschland" zum Thema 
„U rhebervertragsrecht": 

Die Novelle des Urheber- 
vertragsgesetzes ist eine to- 
tale Augenwischerei. Ähn- 
lich wie bei der so genannten 
„Kulturverträglichkeitsprü- 
fung" will die Regierung 
hoch hinaus und landet auf 
dem Bauch. Keinem einzigen 
Künstler oder Kreativen geht 

es seit der Neureglung bes- 
ser. Vor zwei Jahren hat 
Hertha Däubler-Gmelin das 

Gesetz noch als „Urheber- 
Stärkungsgesetzes" bezeich- 
net. Heute zeigt sich, dass es 
nicht einen Verwertungs- 
bereich kreativen Schaffens 
gibt, in dem eine Vergü- 
tungsvereinbarung nach 

neuem Recht vereinbart 
worden ist. Inzwischen 
scheint auch Rot-Grün völlig 
zurück zu rudern. Die neue 
Justizministerin Zypries 

plant im Rahmen der Ge- 
spräche zum „Korb Zwei" 
des Urheberrechts nun sogar 
wieder die Abschaffung des 
§63a, der ursprünglich den 
Urhebern ihre Vergütungs- 
ansprüche sichern sollte. 

Die Regierung wäre gut 
beraten, das  Hin-und-Her- 

Günter Nooke 

Reglementieren zu unter- 
lassen. Es wäre sinnvoller, 
über eine gesunde konjunk- 
turelle Entwicklung einen 
besseren Boden für Kreative 
in Deutschland zu schaffen. 
Letztlich beziehen Urheber 
ihr Geld aus der Nachfrage 
nach ihren Produkten und 

nicht aus überflüssigen Pa- 
ragraphen. 

Günter Nooke ist der 
der kultur- und medienpoli- 
tische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Finger weg von der 
Eigenheimzulage! 

Erklärung zu den Plänen 
der Bundesregierung, mit 
der Abschaffung der Eigen- 
heimzulage ein milliarden- 
schweres Programm für 
Bildung und Forschung zu 
finanzieren: 

Wieder einmal muss die 
Eigenheimzulage als Notna- 
gel der rot-grünen Koalition 
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Dietrich Austermann 

herhalten. Vor nicht einmal 
vier Wochen wollte Eichel 
die Eigenheimförderung 
noch zum Stopfen seiner 
Milliardenlöcher im Haus- 
halt verwenden. Jetzt soll ei- 
ne milliardenschwere „Inno- 
vationsoffensive" des Bun- 
deskanzlers mit den einge- 
sparten Mitteln aus der Ei- 
genheimzulage finanziert 
werden. 

Angesichts des Wider- 
standes seiner Ressortkolle- 
gen bei den aktuellen Haus- 
haltsverhandlungen scheut 
sich der Bundesfinanzmini- 
ster nicht, den mühsam zwi- 
schen der CDU/CSU-Oppo- 
sition und der rot-grünen 
Bundesregierung gefunde- 
nen Kompromiss zur Eigen- 
heimzulage vom Dezember 
2003 aufzukündigen. 

Die Eigenheimzulage ist 
zum Steinbruch dieser Re- 
gierung geworden und wird 
ständig zur Finanzierung 
anderer Maßnahmen ge- 
handelt.  Seit 2002  schon 

will Rot-Grün die Eigen- 
heimzulage kürzen bzw. 
ganz abschaffen. Zunächst 
wollte Eichel dies in sei- 
nem unsäglichen „Steuerver- 
günstigungsabbaugesetz" 
realisieren. Nachdem dieses 
Vorhaben am Widerstand 
der Union gescheitert war, 
erfolgte ein halbes Jahr spä- 
ter mit der kompletten 
Streichung der Radikalan- 
griff. 

Heute so und morgen 
wieder anders. Mit diesem 
Zick-Zack-Kurs verunsichert 
Rot-Grün nicht nur potenti- 
elle Häuslebauer, sondern 

die gesamte Baubranche. 
Und das ist das letzte, was 
wir in der derzeitigen kon- 
junkturellen Lage brau- 
chen. 

Nur zwei Monate nach 
Verabschiedung des Bun- 
deshaushalts 2004 muss 
Rot-Grün den finanzpoliti- 
schen Offenbarungseid lei- 
sten. Es zeichnet sich schon 
heute ab, dass wir in diesem 
Jahr mit über 40 Mrd. € die 
höchste Neuverschuldung 
in der Geschichte der Bun- 
desrepublik haben werden. 
Die Bundesregierung ant- 
wortet auf diese dramati- 
sche Lage mit Reformstopp 
und Realitätsverweigerung. 
Sie tut damit genau das 
Falsche. 

Dietrich Austermann ist 
der haushaltspolitische Frak- 
tionssprecher. 

Rot-Grün verliert 
letzte Bodenhaftung 

Stellungnahme zu der fi- 
nanziellen Wirklichkeit in 
den Kommunen, dem an- 
gekündigten Ende des Spar- 
kurses und dem propagier- 
ten Ziel der Bundesregie- 
rung die Kommunen stär- 
ken zu wollen: 

Die jüngst wiederholten 

Versprechungen von Rot- 
Grün, die Kommunen stär- 
ken zu wollen, stimmen in 
keiner Weise mit den parla- 
mentarischen Aktivitäten 

der Koalition überein. Die 
Wahrheit ist, dass es den 
Kommunen noch nie so 
schlecht ging wie heute. Die 
Schuld dafür trägt die Politik 

der Bundesregierung. 
Die vollmundigen An- 

kündigungen des Bundes- 

kanzlers zur Agenda 2010 
zugunsten der Kommunen 

sind Luftnummern. Das Ein- 
zige, was die Kommunen 
von der Bundesregierung 

erhalten haben, sind ko- 
stenträchtige neue Aufga- 
ben zum Beispiel bei der 
Grundsicherungs rente, 

Ganztagsschulen und Kin- 
derbetreuung. 

Die versprochene grund- 
legende Gemeindefinanzre- 

form reduziert sich auf die 
Rücknahme der Erhöhung 
der Gewerbesteuerumlage- 

Die Schere zwischen  körn- 
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p«er Götz 

^unalen Einnahmen und 
ausgaben von jährlich 10 
^rd. Euro geht weiter aus- 

einander. Noch immer war- 
ben die Kommunen auf 
die versprochene Entlastung 
durch das Hartz IV Pro- 

gramm, das sie ab dem 1. Ja- 
nUar 2005 nach neuen Be- 

lohnungen mit rund 5 Mrd. 
Euro zusätzlich belasten 
wird. Das ist untragbar! 

Jetzt will Rot-Grün mit 
^er Ausbildungsplatzabga- 
be die Kommunen bestra- 
en, die noch nicht unter Fi- 

nanzaufsicht stehen. Die 
angekündigten Nachbesse- 
rten für das Gesetz zur 
Ausbildungsplatzabgabe 
Wlrd die geplante Kopfpau- 
Schale auf über 500 Euro je 

beschäftigten verdoppeln. 
Bisher ging der Deutsche ln- 
dlJstrie- und Handelskam- 
^ertag von maximal 285 
Euro aus. 

Das Vorhaben zeigt aber- 
mals dass die rot-grüne Ko- 
a"tion   an   ihrer   leistungs- 

feindlichen Ideologie fest- 
hält. Das geht zu Lasten der 
erfolgreichen Kommunen, 
dem Fundament unseres 
Staates. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Ja zu mehr Geld für 
Bildung und For- 

schung - Nein zur Fi- 
nanzierung auf Pump 

Erklärung zur Aufgabe des 
Sparkurses der Bundesre- 
gierung: 

Bildung und Forschung 
müssen stärker gefördert 
werden. Das fordert die Uni- 

on bereits seit Jahren. Jetzt 
will die Bundesregierung 
ein Milliardenprogramm für 
Forschung, Innovation und 
Bildung auflegen. Das ist 
auch längst überfällig. 

Aber wo will die Bundes- 
regierung angesichts leerer 

Kassen das Geld herneh- 
men? Aus den Taschen der 
jungen Generation, der die- 
ses Programm eigentlich zu 
Gute kommen soll. Sie stellt 
einen ungedeckten Scheck 

aus, wenn sie das Förder- 
programm auf Pump finan- 
zieren will. Das ist Augen- 
wischerei, denn die Last, 
die damit den nachfolgen- 
den Generationen aufge- 
bürdet wird, ist nicht zu 
verantworten. 

Maria Böhmer 

Anstatt Innovationen auf 
Kosten unserer Kinder und 
Kindeskinder zu finanzie- 
ren, sollte der Subventi- 
onsdschungel noch einmal 
genauer überprüft werden. 
Es gilt, nicht länger in die 
Vergangenheit, sondern in 

die Zukunft zu investieren. 
Beispiel Steinkohleförde- 
rung: 16 Milliarden Euro sol- 
len bis zum Jahr 2012 dafür 
ausgegeben werden. Aus 
diesem Topf könnten Milli- 
arden für die Zukunft unse- 
res Landes locker gemacht 
werden. Deutschland, aber 
auch den Betroffenen in der 
Region ist mit Zukunftspro- 
jekten mehr geholfen als 
mit der staatlich subventio- 
nierten Alimentierung pers- 
pektivloser Jobs. 

Mehr Geld für Bildung 
und Forschung, dazu sagen 
wir ja, zur Finanzierung auf 
Pump eindeutig nein! 

Maria Böhmer ist stell- 
vertretende Fraktionsvor- 
sitzende. 
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Veranstaltung 

n 

95.  Deutscher Katholikentag 

Leben aus Gottes Kraft" 
Unter diesem Motto wird 
der diesjährige Katholi- 
kentag vom 16.-20. Juni 
2004 in Ulm stehen. 

Ein erster Kurzüberblick 

zeigt, dass es viele gute 
Gründe gibt, nach Ulm zu 
reisen. 

Thematisch gliedern sich 
die Veranstaltungen in drei 

Blöcke: 
• 1. Den Grund des 

Lebens erfahren 
aktuelle        theologische 
Themen: Ökumene, inter- 
religiöser   Dialog,   Glau- 
bensfragen 

• 2. Das Geschenk des 
Lebens bewahren 
aktuelle ethische Fragen: 
Wissenschaft und Bio- 
ethik, weltweite Gerech- 
tigkeit, Sterben in Würde, 
Ökologie 

• 3. Das Zusammenleben 
gestalten 
politisch - sozialethische 
Fragen: Von welcher Dy- 
namik soll unser Zusam- 
menleben bestimmt sein? 
Europa der Zukunft, So- 
ziale Sicherheit, Arbeits- 
markt, Medien-, Bildungs- 
und Kulturpolitik, Migra- 

tion, Familie und Genera- 
tionen 
Daneben wird es Themen- 

zentren (Familien, Frauen ju- 
gend u.a.) mit eigenem Ver- 

anstaltungs- 
programm ge- 

ben. Auf der 
„Kirchenmeile" 
besteht die 
Möglichkeiten, 
mit verschie- 
denen katholi- 
schen und öku- 
menischen 
Verbänden 
und Initiativen, 
die sich dort 
präsentieren, 
in Kontakt zu 
treten. 

Etliche 
Bundestagsab- 
geordnete und 
prominente 
Unionspoliti- 
ker, die auf den Podien mit- 
wirken,   werden   z.B.   beim 
Empfang der Konrad-Aden- 

auer-Stiftung (Sa., 19.6., 11 
Uhr) oder beim Wiedersehen 
der  teilnehmer  der   Besin- 
nungstage von Maria Laach 
(Fr., 18.6., 19 Uhr) zu treffen 
sein. Wichtige Anziehungs- 
punkte sind: 

die zentralen Feiern zu Be- 
ginn und zum Abschluss: 
Gottesdienst mit ansch- 
ließendem Abend der Be- 

gegnung (Mi, 16.6., 18.00- 
22.00),   Abschlussgottes- 
dienst (So, 20.06, 10.00- 
11.30 Uhr). 

LEBEN AUS GOTTES KRAFT 
95. DEUTSCHER KATHOLIKENTAG 

ULM 2004© 16.-20. Juni 

• das Fest nach den Haupt- 
veranstaltungen am (Sa, 
19.6,18.00-22.00 Uhr) 

i Begegnungsmöglichkei- 

ten auf der „Kirchenmei- 
le" (Di-Sa, 10.00-20.00 

Uhr) 
Weitere Informationen: 
• Geschäftsstelle des 95- 

Deutschen Katholiken- 

tags Ulm 2004 e.V., Tel. 
(0731)-70510, Fax. (0731) 
-7051-111, 
www. katholikentag.de 
Konrad-Adenauer-Stif' 
tung,      Bildungszentrum 

Eichholz, Brigitte Förster. 
brigitte.foerster@kas.de 
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Buchbesprechung 

Alles nur Theater? 
Besucherrekorde auf Buch- 
messen und in großen Aus- 
stellungen, monatlich neue 
spektakuläre Museumsbau- 
ten, Inflation von Festivals 
Und Kunstmessen, Bienna- 
'en, Triennalen, boomender 
Architekturtourismus - auf 
der anderen Seite leere Kas- 
sen, offene Rechnungen, 
geschlossene Theater, TV- 

Phänomene als Bestseller- 
autoren, PISA-Katastrophe, 
Bildungsnotstand. Sind das 
Fakten, Widersprüche oder 
Klischees? 

Norbert Lammert, Vorsit- 
2ender des Gesprächskreises 
Kultur der CDU, hat zu dieser 
Debatte über die Rolle von 
Kunst und Kultur im Verhalt- 
es zu Staat und Bürgerge- 
sellschaft jetzt einen Sam- 
^elband namhafter Künst- 
'er, Schriftsteller, Intendan- 
ten, Wissenschaftler und Po- 
'»tiker vorgelegt. In ihren ak- 
tüe|len Beiträgen plädieren 
Lammert und seine 30 Co- 
^utoren aus ihrer jeweiligen 

Perspektive für die Freiheit 
v°n Kunst und Kultur. Sie 
er|nen die Zuständigkeit des 
taates für Kultur ebenso en- 

gagiert ab, wie sie seine Ver- 
ar|twortung für die Bedin- 
gungen, unter denen Kultur 
stattfindet, einfordern: „Die 
^unst hat einen Anspruch 

gegenüber dem Staat, soweit 
er denn Kulturstaat sein will, 

nicht aber der Staat gegen- 
über Kunst und Kultur. Der 
Kunst kann der Staat egal 
sein, dem Staat die Kunst 
nicht", schreibt Lammert. 

In ihrem Artikel über 
„Kultur und Nation" schlägt 
Angela Merkel den Bogen 
von der Kultur als „wichtig- 
stem Ausdruck menschlicher 
Freiheit" zum gemeinsamen 
kulturellen Band Europas, 
von dessen Bewußtwerdung 
das Gelingen der europäi- 
schen Einigung abhänge. Die 
überragende Bedeutung der 
kulturellen Bildung als Weg 

des Individuums zur Ge- 
meinschaft wie zu sich selbst 
thematisiert Annette Scha- 
van: Kulturelle Bildung „er- 
zieht zu Freiheit und Selbst- 
erkenntnis - und damit letzt- 
lich zur Autonomie". 

Das Plädoyer Bernhard 
Vogels für die kulturelle Viel- 
falt im deutschen Föderalis- 
mus spiegelt die themati- 
sche Vielfalt des Sammel- 
bandes wider: Es geht um 
den kulturellen Ausdruck 
von Geschichte, Sprache, Er- 
innerung, Literatur, Religion 

und Wissenschaft, um Finan- 
zierung und Landesförde- 
rung von Kultur, um kulturel- 
le Bildung im In- und Aus- 
land, um die Situation von 
Medien, Festspielen, Schau- 
spiel, Tanz, Opern, Konzer- 
ten, Film, Museen, um Kul- 

turbe- 
trieb, 
Kulturle- 
ben, Kul- 
turrefle- 
xion 
und um 
die Ab- 
schaf- 
fung von 
„Kunst". 
Die Au- 
toren: 

Rolf Bolwin, Ludwig Ge- 
org Braun, Gitta Conne- 
mann, Ulrich Eckhardt, Lud- 
wig M. Eichinger, Ernst Elitz, 

Johannes Grützke, Hilmar 
Hoffmann, Volkhard Knig- 
ge, Dieter Kosslick, Hans 
Langendörfer SJ, Susanne 
Litzel, Siegfried Matthus, 
Angela Merkel, Adolf Mu- 
schg, Julian Nida-Rümelin, 
Franz Xaver Ohnesorg, Mar- 
tin Puttke, Viviane Reding, 
Martin Roth, Hermann 
Schäfer, Annette Schavan, 
Frank Schneider, Michael 
Söndermann, Burkhard 
Spinnen, Günther Uecker, 
Bernhard Vogel, Johanna 
Wanka, Elmar Weingarten, 
Udo Zimmermann. 

„Alles nur Theater? 
Beiträge zur Debatte über 
Kulturstaat und Bürgerge- 
sellschaft", hrsg. v. Norbert 
Lammert, DuMont Verlag, 
Köln 2004, 473 Seiten, ISBN 
3-8321-7871-6,19,90 Euro. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Windbreaker„CDU" 
100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dun- 
kelblau: 65% Polyester, 35% Baum- 
wolle.Ausstattung: Vorder und Taschen- 
reissverschluss, Bündchenregulierung 
durch Zugband, mit Stopper und inte- 

grierter Kapuze. 

Größe L: Bestell-Nummer: 9840 
Größe XL: Bestell-Nummer: 9841 
Größe XXL: Bestell-Nummer: 9842 

Preis je Windbreaker: ^AfH    Mv9° 
inkl.MwSt.:3^%€     7-ijii  £ 

I I   I I 
f   !lf' 

Papier-Dekorationselemente 

„CDU" 
4 versch. Dekorationselemente für 
Events zum Ausschmücken von Innen- 
räumen. Komplettpaket mit Anleitung 
besteht aus: 2 Dropgirlanden, 2 Fächern, 
4 Fahnenketten (Gesamtlänge 4,5 m) 

und 6 Tischständern. 

Bestell-Nummer: 9893 
Preis je Deko-Paket: 

inkl. MwSt. 

7+J10 € 
2.1 Ji  € 

Üi 15104 



Öffentlichkeitsarbeit 

CDU-Spritztiere 

Bestell-Nummer: 91 
Preis je 30 Stück: 

inkl. MwSt: 

Straßenatlas Deutschland 
Mit Durchfahrtsplänen der Ballungs- 
zentren 

Bestell-Nummer: 9260 
Preis je 10 Stück: f^|f€   \1-jOO € 

inkl. MwSt.: lJ%€     \}J^ € 

Tasse „Jammert mir nichts vor, 
ich habe CDU gewählt 
Neuauflage wegen großer Nachfrage! 

Bestell-Nummer: 9514 

Preisje6Stück:Ä0C 
inkl. MwSt.: IHK) € 

JJSO € 
tj7S € 

\z-jOO € 

CDU-Memoclip 
mit Lasergravur 

Bestell-Nummer: 9\ 
Preis je 5 Stück: 

inkl. MwSt.: K 

^^^^^f 
• 

J 

5       kl 

7,9© € 
VA* € 
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Union Betriebs GmbH 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, Deutsche Post AG 
Entgelt bezahlt. 

Danke 
für Ihr Vertrauen 

Überkleber „Danke für Ihr Vertrauen' 

42,5 cm x 15 cm 
Bestell-Nummer: 8196 
Preis je 250 Stück: 20,20 € 
inkl. MwSt.: 23,43 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

111 15I04 


